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Thre Nachrichten vom 10. bzw. 14.09.07

Stellungnahme zum Entwurf der Landesregierung — hier Fassung v.14.06.07,Drucksache
16/1440 — zur Anderung des MVolizG, der uns unterm Datum vom 10 bzw. nochmals am
14.09.07 zugeleitet wurde.

Sehr gechrie Frau Tschanter.

Threm Wunsche, unsere Stellungnahme per e-mail zu itbersenden, kénnen wir leider nicht
nachkommen, da unsere Vorstandstitigkeit lediglich von ehrenamtlichen Mitgliedern
wahrgenommen wird. Professionelle Mitarbeiter ( z.B. Geschafisfithrer) oder professionelle
Hilfsmittel wie PC mit Internet-Anschluf} stehen dem Verein leider nicht zur Verfiigung.

Anlage _
Stellungnahme des LV der AFpK e V. S-H

Mit freundlichen Griiflen
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Hinweis: Als Anlage 7 ist der Artikel "Seelisch abartig" aus der Zeitschrift "FOCUS", Nr. 31/2007 beigefügt, 
der aus urheberrechtlichen Gründen nicht elektronisch weiter verbreitet werden darf. Er kann im Ausschussbüro - Zi. 138 - eingesehen werden.


1. Vorbemerkungen

In unseren Anmerkungen gehen wir zu den im vorliegenden Entwurf aufgefithrten
speziellen formalen juristischen Anderungen bzw. Ergéinzungen einzelner Paragraphen

nicht ein.

Daritber hinaus krankt unsere Stellungnahme an der Tatsache, daB uns der Entwurf vom
14.06.2007, Drucksache 16 / 1440 erst unterm Datum vom 14.09.2007 zugesandt wurde.
Fine fundierte umfassende Erarbeitung aller erforderlichen Kritikanséitze und des

dafiir erforderlichen Hintergrundwissens war aufgrund des vorgegebenen

Zeitrahmens von uns nicht leistbar.

Soweit wir bei Durchsicht des vorliegenden Entwurfs es trotzdem fiir erforderlich
erachten, Kritik an den inhaltlichen Vorschliigen iiben zu miissen, geschicht dieses aus
der Sicht der Betroffenen, zu denen wir uns als Angehorige zihlen ! Wobei wir
eindeutig herausstellen, daB wir als Angehorige mitbetroffen sind, wenn die
vorgeschlagenen Ergéinzungen und Anderungen eine Verschlechterung fiir die Patienten

- egal in welcher Hinsicht — bedeuten.

Da nach unseren Erfahrungen Begriindungen bzw. Erlauterungen, die zur Formulierung
von Gesetzestexten bzw. Gesetzesiinderungen dienen bzw. dienten bei der Anwendung
der Gesetze bzw. einzelner Paragraphen eine bedeutende Normierung entwickeln, haben

wir diese in unseren Ausfithrungen mit angesprochen.




2. Anmerkungen zu den Anderungsausfiihrungen im vorliegenden
Entwurf fiir das MVollzG !

2.1, Aussagen inden alligemeinen Ausfithrungen :

2.1.1 Unter, A Problem

Aussage : ,,...insbesondere die seither im praktischen Aufgabenvollzug

gewonnenen Erkenntnisse....*
Anmerk. : Diese pauschale Formulierung enthilt keine nachvollziehbare
Aussage.
Frage:  Welche Erkenntnisse sollten dieser pauschalen Formulierung seit 2001
zugrunde liegen ?

2.1.2 Unter, B. Lisung

Der Entwant komplettiert zudem die Enischeidungen der
Landesregierung zor Verbesserung des MaBregelvollzugsgesetzes ...°
Worauf bezieht sich diese Aussage ? Inwieweit hétten derartige

a) Aussage:

Fragen:
Entscheidungen in der Vergangenheit substanziell als Grundlage
fiir eine Gesetzesinderung zu gelten ?

b) Aussage: ... [nvesiitionsprogramm zur Verbesserung der therapeutischen
Rahmenbedingungen..
Fragen: Welche Verbesserungen ? Ist eine in den Sommermonaten nicht zu

benutzende Sporthalle in Neustadt oder ein 2007 noch nicht zu
benutzender Erweiterungsbau in Neustadt eine erwihnenswerte
Verbesserung; oder der lingst iiberfiillig gewesene Neubau der
Frauenstation in Schleswig ? ]
Ist die Belegung der Zimmer in Neustadt bis zum August 2007 mit drei
bzw. vier ggf. flinf Kranken (- siche hierzu die Aussagen in den
Berichten des Patientenfiirsprechers zu der Uberbelegung bereits in
den Jahren 2002 bis 2004 sowie die Beschwerdeschreiben der
Patienten vom Juli 2007 — siehe Anlagen 2 und 3 ) bemerkenswert ?
c) Aussage: ... “ verfassungsrechilich genannte Rechte werden gestarki ...

Frage: Durch Einfiigung der § 12a — hier die Informationsfreiheit- und § 14a
- hier die Religionsausiibung — die gem. GG gewéhrleistet sind,
wird nun was gestéirkt 7
d) Aussage: ., Erginzung der Regelung zur externen Begutachiung ©

Frage: Inwieweit ist die Anderung fiir die Kranken vorteilhaft ? Solite in
solchen Fragen nicht der Kranke im Mittelpunkt der Uberlegungen
stehen ? - siche hierzu den Kritikansatz zu § 5 des Anderungsentwurfs —

2.1.3 UnterE . Inform.. des Landtages

Aussage : ....“Unterrichtung des Landtages nebst. ... und weiterer Unterlagen™
Frage: Welche Bedeutung hat dieser Hinweis fiir einen ,,Angehdrten™ ?




2.2 Ausfithrungen zu den einzelnen §§ :

§1(2)

Aussage:

Frage:

§2¢1)
Aussage:
Anmerkung:

Aussage:
Anmerkung :

§2(2)Satz2
Aussage :

(in der Begriindung — vorletzter Absatz - wird hervorgehoben : ) ,, -besteht
anders als bei den nach §§ 63 und 64 StGB untergebrachten Menschen z. B.
kein Behandlungsaufirag nach den §§ 136 u. 137 des StVG."

Was sollen diese Menschen in einer Klinik, wenn keine Behandlung
vorzusehen ist ?

Andererseits davon auszugehen ist, daB diese Menschen ggf. einen
,Schizophrenen-Hintergrund® haben ! ( siehe hierzu Anlage 1)

{ -bestehende Gesetzesfassung )
... “soziale und berufliche Einghiederung ,, !

Diese weitgehend priizise Aussage wird durch eine aflzemeine
verwissernde, die der Forensik keinerlei exakte Vorgaben gibt, abgeldst !

( - in der Begriindung : ) ,, -.... keine einengende Préjudizierung .. .~
D.h. demnach keinerlei Verpflichtung fiir die Betreiber
der Forensiken ! :

Diese Anderung beinhaltet eindentig eine Verschlechterung fiir
alle Insassen !

Sie ( - die Kranken ) sind gehalten, an der Erreichung der Vollzugsziele
Mitzuwirken und die {herp. Behandlung zu untersifiizen.

Anmerkungen: Die Aussagen im bestehenden MVollzG werden mit der neven

Aussage:

Frage :
Aussage:

Frage:

Fassung ,,auf den Kopf gestellt™ !

Nicht die Klinik, sondern die Kranken haben die Aufgabe das
.. Vollzugsziel“ zu erreichen bzw. dafiir zu sorgen, daf} das
,Vollzugsziel“( - ein nichtssagender Begriff fiir den einzelnen
Kranken ) erreicht wird ! {Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs )

Die Begriindung ist uflerst durchsichtig.

Soweit ein psychisch Kranker aus eigener Erfabrung heraus

eine bestimmte Mafnahme oder Medikamentengabe nicht
akzeptieren will, wird er schon heute als Therapie nnwillig
abgestempelt. Als Folge ergibt sich diese Aussage in Zukunft,
wenn er das ,,Mitwirkungs- und Unterstiitzungsgebot“ bei der
therapeutischen Behandlung ( - was ist das speziell ?7) nach
Meinung einer behandelnden Person nicht erfiillt !

Dies Formulierung erdffnet der Klinik jede Ausrede fiir mangelnde
Therapieangebote bzw. Therapiedurchfithrung, denn wenn der
psychisch Kranke nich{ mitwirkt ( was heifit das 77 ), ist die
Klinik aus der Verantwortung !
( ~Ausfithrungen im Begriindungsteil )

.. Von der Begriindung eine geseizliche Pflichi” einzufibren wurde
abgesehen,. ..

Wer hatte denn diese Uberlegung aufgestellt ?

,-Als Appell ausgestatiete Verpflichtung. ..._.ausdricklich angehalten
werden ... (-somit als Gebot!) !

Inwieweit ist die Aussage im Begriindungsteil realistisch, daB ein
»Gebot® fiir die Kranken in der Praxis weniger zwingend ist 7




§ 2 (3) neuver Absatz 3

Aussage:

Anmerkung ;

$3 und 4.

§52
Aussage:

Frage:
Anmerkung:

Frage:
Aussage:

Frage:

§5(4)
Aussage:
Anmerkung:

,,Die Einrichtungen des MVollzG sollen mit.... Emrichtungen der
Wissenschaft, Forschung sowie sonstigen Siellen und Personen
Zusammenarbeiten, ...~

Die Begriindungen hierzu sind nichtssagend !

Fin Informationsaustausch ware u. E. mit den vorgenannten
Einrichtungen fiir eine Klinik eine Selbstverstandlichkeit !

Solen hiermit auf gesetzlicher Grundlage Tiir und Tor fiir die
Betreiber (- fiir wen sonst 7 ) geSfinet werden, Gelder fir derartige
MaBnahmen zu verschieben (-zu veranschlagen ), die sonst fiir

die Zielsetzung des MVollzugs (- Therapie etc.) einzusetzen wiren ?

Formaljuristische Anderungen ( keine Stellungnahme )

Untersuchung bzw. Therapieplan

(- in der Begriindung fiir die Erginzung: ) ., Die Aufsteltung

eines Therapieplanes far Menschen der vorlaufigen
Unterbringungsarien ist nicht angezeigt™.

Also keine entsprechende MafBnahmen erforderlich ?

In der Begrimdung zu § 4 (2) wird zugegeben , daB dieser
Personenkreis mehrere Monate bis zu einer gerichtlichen Entscheidung
in der Forensik zubringen mu.

Dem neuen Ansatz nach kann nicht nur ein ’I‘herapleplan sondern auch
gef. cine Eingangsuntersuchung entfallen.
Untersuchungshéftlinge mit schizophrenen Hintergrund bleiben

ohne Diagnostik und Behandlung i der Klinik ? (- hierzu Anlage 1)
(- im letzten Absatz der Begriindung: ) ....." notwendige

Behandlung wird sichergestellt ,,

Wie soll eine notwendige Behandiung ohne vorherige Diagnose und
entsprechender Planung im Notfall vor sich gehen ?

Ftwa eine Behandlung nach Gutdiinken ?

Externe Gutachten

» Regelgutachten spitestens nach 3 Jahren®..
Diese Zeitabstinde sind in den psychiatrischen Kliniken anfgrund der
Forderumg der KK auch bei chronischen Krankheitsbildern Kingst
fiberholt.
Lockerungen im Forensikbereich untertiegen dariiber hinaus der Raum-
und Personalproblematik !
Zwischen aktuellen Psychosen kinnen Zeiten von unauffalligen
Verliufen tber Monaten ggf. Jahren liegen, Wesentlich kiirzere
Intervalle der Begutachtung wiire im Interesse der Kranken angebracht.
In den bestehenden Forensiken mit ihren nicht bewiltigten Raum- und
Therapieproblemen sind die Kranken (- z.B. die nach § 63 StGB)
nicht addgquat aufgehoben. ( - siche hierzu Anlagen 2 und 3! )
Fiir die §64er fehit ein entsprechender Hinweis auf § 67d ff StGB.




Aussage:

Frage :

Anmerkung:

Aussage:

Frage:
Anmerkung:

Aussagen:
Fragen:

§5 Abs. 4a
Aussage:

Fragen :

Aussage :
Frage:

§ S Abs. 4b
Aussage :
Frage :

§5(7)

Aussage :

Frage:

Anmerkung :

( - in der Begriindung ) ,, Durch die Brganzang der
Rahmenfrist von 3 Jahren um den Hinweis spiitestens wird deutlich,
daB auch unterhalb der 3-Jahresfiist bereits deutliche Verdnderungen
des Gesundheiiszustandes AnlaB fiir sine externe Begutachtung geben
kdnnen.™ :
Wer sollte die Veranlassung fiir eine frithere Begutachtung geben?
Wo gibt es Aussagen in welchem Umfange in der Praxis Begutachtungen
unter diesem ZeitmaB erfolgten ?
Keine qualifizierte Aussage bzw. gerechtere Regelung dadurch fiir
die betroffenen Kranken !

(- in der Begriindung) ,— aufwendig Mehrfachbegutachiungen sollen
vermieden werden —,

Im Interesse der Kranken oder im Interesse des Budget ?

Lehnt z.B. der Kranke ( - hier ein §63er ) den Gutachter ab (- aus welchen
persénlichen Griinden auch immer -), so wird das Gutachten

von diesem Gutachter nach Akienlage erstellt ??

(-in der Begriindung ) ., entspricht der bereits getibten Praxis..”
Welcher Praxis ? Von wem geiibt ? Alles im Interesse der Kranken ?

T

,, Externe Sachverstindigengutachten werden von......
Psychologen/ginnen mit Erfahrungen. ... gefertigt;
Welchen Vorteil haben dadurch die Kranken ? Wieso miissen fiir diese
Aufgaben Psychologen/innen eingesetzt werden ?

Aus welchem Grunde werden die personellen Anforderungen
herabgesetzt? Aus Besoldungsgriinden ? Auf Wunsch der Betreiber 7

Personen.... .sowis

{- in der Begriindung ) ,.....in der Praxis bereits vollzogen ,,
Sollen hiermit negative personelle Entwicklungen in der ,.Forensischen
Praxis® gesetzlich anerkannt werden ?

., Das Verfahren.. “Gutachterbeaufiragung”...durch Verwéimngsvorschﬂﬁ“
Wird damit die Problematik, die vorstehend zu § 5 Abs. 4a aufgezeigt ist,
der dffentlichen Mitwirkung entzogen 7

.. .....arztlicher Behandhungseingriff im Sinne der Absétze 5 und 6....

Ruhigstellung durch Medikamenie ,,

Welche Vorstellung unterliegi der Aussage bezogen auf unsere
vorstehend gemachten Bedenken, wenn es gem. § 5 (5) Satzl

um Eingriffe geht, die mit Lebensgefahr verbunden sind ?

Unklarer Bezug ! Nicht nachvollziehbar !




§6 (1) (mea )

Aussage : ( -angefiigter Satz ) ., Hat der/die Arzifin ... die Behandlung zur
seibstandlgen Durchifthrung an eine/n Psychologin/en tibertragen, ...

Frage: Was ist nach dem Verstiindnis der Verfasser die Aufgabe einer
Psychologin bzw. eines Psychologen ?

Anmerkung: Die Aufgabe sollte sinnvoller Weise im Aufbau eines Vertrauens-
verhilinisses zum psychisch kranken Patienten liegen und nicht in
#rztlichen Zwangsmalnahmen, Durchsuchungen etc.!

§ 7 ( 4 ) 3 .

Aussage : - der bestehenden Fassung ! ,, -...., die Fixierung, Fessetung (konnen)
auch von therapeutischen Mitarbeiter/innen angeordnet werden, ...°

Frage: Aus der Praxis heraus steilt sich zwingend die Frage :

Anmerkung :

§8

§9(1)
Aussage:

§9(2a)

Anssage:

Frage:

§§ 10 und 11

Welche Qualifikationen sollten derartige therapeutische Mitarbeiter
bzw. Mitarbeiterinnen besitzen 7

Dariiber hinaus diirfte das Problem auch durch fehlendes #rztliches
Personal zusitzlich entstehen, denn viele psychotische Eskalationen
konnten bei entsprechender, fachlicher Betreuung vermieden werden.
7u dieser Problematik fehlen bis heute — 2007 — immer noch eindeutige
Mindestvorgaben. Eine PsychPV/ MvolizG steht in S.-H. aus und steht
auch nicht in der Erorterung ( - siche hierzu Anlage 4 )

Eine Gesetzeserginzung in d;eser Angelegenheit wire zwingend
erforderlich !

{ Ohne Stellungnahme !)

{ Anderung des Abs. 1) ,Beschrinkung ... bei der Ausiibung von
Toformationsrechien, ...... =

Wie konnen Beschriinkungen der Rechte gem. GG ohne differenzierende
Angaben fiir den Einzelnen (- nicht ansgefiihrt-) bestimmt werden ?
Inwieweit kénnen , Informationen® die Sicherheit oder die Zielvorgaben
der Forensik gefiibrden 7

Oder soilten die Verfasser von Vorstellungen zur Terroristenabwehr aus
dem Internet (- z.B. die Handreichungen zum Bombenbau ) - als eine
Gefahr fiir die Forensik und damit als Grundlage fiir jhre
Texterweiterung - ausgegangen sein 77

( Ergiéinzung durch vorgesehenen Absatz 2a)

+y «eeey KanM die Anordnung nach Absatz { 1) ....... auch von dieser
Psychologin oder diesem Psychologen geiroffen werden. ,

Sollen Psychologen/innen die Verantwortung {iber die Entscheidung
der Versagung von Grundrechten iibernchmen 7

( Ohne Stellungnahme ! )




§12a(2)
Aussage :
Anmerkung :

§12a(3)
Aussage :

Frage:
Anmerkung :

Frage:

§13u.§ 14

§14a
Anmerkung :

§15 Pkt.1a
Aussage:

Anmerkung :

> -mumier Beteiligung der Einrichtung des MaBregelvollzugs zu beziehen™
Eine Formulierung, die so undifferenziert zwangslaufig zu steten
Auseinandersetzungen zwischen Patienten und Aufsichtskriiften — wenn
nicht auch zu Willkiirentscheidungen der Aufsichtskriifie — fithren wird.
Der Umfang an Informationen wird aligin schon durch die pekuniére
Situation der Kranken begrenzt !

Die Formulierung ,, Vermittlung ,, im § 68 Abs. 1 des StVollzG — nach
unserer Interpretation ein Hinweis auf eine helfende Aufgabe -, die nicht
{ibernommen wurde, entspricht wahrscheinlich einem anderen Versténdnis

von sozialem Denken !

personliche Kleidung zu tragen” ,, _.... wenn Reinigung,
Instandsetzung und regelmabiger Wechsel anf eigene Kosten erfolgt™
Auf eigene Kosten ? Wie soll das gehen 7

Der Inhalt des § 20 des StVollzG (- hier die Aussage zur Bekleidungsfrage
der JVA-Insassen ) soll nach Vorstellung der Verfasser, so scheint es,
(ohne nihere Kenntnis von der forensischen Wirklichkeit zu besitzen)

in das MVolizG tibernommen werden.

Das MvollzG ist die Grundlage fiir die Regelungen in einem Klinikbereich
- hier Forensik —, d.h. fiir psychisch Kranke, bei denen allein die

Forderung nach sauberer Kleidung etc vollig anderen Voraussetzungen
unterliegt.

Wiirde man den Insassen empfehlen, Anstaltskleidung zu tragen , so miifite
die Einrichtung die Kosten fiir die Anschaffung, die Instandsetzung, die
Ermneuerung sowie die Reinigung gem. § 20 StVollzG tragen !

Ist diese Moglichkeit von den Verfassern so gewollt ?

Wiire gine Regelung hinsichtlich der Reinigung der privaten Bekleidung
auf Kosten der Forensikeinrichtung ggf nicht sinnvoller, angebrachter

und sozialer ?

( Ohne Stellungnahme }

Die Einfiigung des § 14a sollte entfalien , da w.E. notfalls ein Verweis
auf die §§ 53 bis 55 des StVollzG ausreichend ist, da die Verfasser
lediglich Inhalt bzw, den Wortlaut der §§ {ibernommen haben !

{ - hier Hausordnung )

»» -0 i1 { der Hausordnung ) sind insbesondere zu regeln -

la. die Wahrnehmung der Informationsfretheit. ...
1a sollte entfallen ! Eine generelle Beschriinkung fiir alle Insassen in
einer Hansordnung 7? - kaum mit § 5 GG vereinbar !

AuBerdem hatten die Verfasser eine entsprechende Aussageim § 12a
vorgeschen ! 7




§15
Pkt. 9a ,9b,9¢
Anmerkung: Folgende Hinzufiigung wire wiinschenswert :
9a. die Versorgung mit Anstaltskleidung (- siche unsere Stellunghahme
m§12a3))!
9b, ein Hinweis auf § 21 (Verfahrensgesetz ) |
9¢. Hinweise auf die Besuchskommissiomk , Rechte der Patienten,
Beschwerdemdglichkeiten generell etc. !

§§16bis22  ( Ohne Stellungnahme )

§23(2) Punkt3

Aussage: ,» Die Einrichtungen des MVollzugs diirfen die personenbezogenen Daten
an , Dritte” Gbermitteln.._. unter 3. ,, fir die Einleitung oder Durchifihrung
eines Verfahrens fiber cine Beireuung des uniergebrachten Menschen, ..

Anmerkung:  Diese Aussage ist zu allgemein, da fiir die Durchfithrung des Verfahrens
einer Betreuung u. E. eindeutig der § 65 FGG zutreffend anzufithren wire.

§24 ( Ohne Stellungnahme )
§ 24a ( Ohne Steflungnahme )
§25

Anmerkung: Die Ausfithrungen unter Punkt 3. und 4. miissen entfallen. Siche unsere
Anmerkungen zu den §§ 14. und 15}

- 10 -




3. Gesamtbewertung

Zusammenfassung der Bewertungen zu den vorgelegten Anderungen und Ergéinzungen zum
MVollzG.

Daf Gesetze in unserem Rechisstaat das Zusammenlieben der Menschen mit und ohne
Probleme regeln und auch die Sicherheit des Einzelnen gewahrleisten sollen, diirfie
Allgemeingut sein .

Im vorliegenden Entwurf ist kaum zu erkennen, dafl die Anderungsausfithrungen den
Vorgaben des § 2 Abs. (1) und (2) des bestehenden MVollzG auch nur annihernd dienen.

Einerseits erscheinen die Erginzungsausfithrungen in einigen §§ in threm Umfang nach
fiberflissig, da sie sich auf bestehende gesetzliche Regelungen — die sie nicht nur dem Inhalt
nach, sondern weitgehend auch wortlich iibernehmen - (- siche hier die §§ 53, 54, 55 sowie 68
und 69 des StVollzG ) bezichen, so da Verweise durchaus als ausreichend anzuschen sind.

Andererseits ist — ausgehend von der Uberlegung, daB eine Ergiinzung des MvollzG
vordergriindig die Bediirfnisse und Interessen der Kranken beriicksichtigen solite, -
festzustellen, daB erforderliche Regelungen fiir den Klinikbereich nicht angesprochen sind.

In diesem Zusammenhang verweisen wir beispielhafl auf die Ausfiihrungen in den §§ 143, 144,
145, und 146 des StVollzG ( siehe AnlLS ) und die damit zusammenhiingenden
Therapieprobleme im klinischen Bereich.

Ebenso wird die nicht geregelte Personalproblematik in den Kliniken beriicksichtigt!

Wir erlauben uns in diesem Zusammenhang darauf hinzuweisen, daB in anderen Bundeslindern
hierzu bereits gesetzliche Regelungen bzw. Absichiserklirungen in Form von PsychPV fiir den
»rorensischen Bereich” getroffen wurden bzw. vorliegen (- siehe Anl 6 ).

Auch die Ausfiihrungen im Heimgesetz zu den Mindestanforderungen in diesem Problembereich
miifiten eigentlich den Verfassern den dringend erforderlichen Handlungsbedarf deutlich werden
lassen (-siche hierzu Anlagen 2 und 3 sowie die ,,Kieinen Anfragen®, Drucksachen 16/1535
und 16/ 1536 ).

Oder kénnen die Verantwortlichen im Ministerium ausschiieflen, daB bei den derzeitigen
Verhéltnissen (- hier speziell in Neustadt ) demniichst ,, Sieghurg griifien #iBt“ ? ( Anl. 7),

Stockelsdorf, den 11. QOktober 2007

Im Aufirag

(Stelivertr.“Vorsitzender )

- 11 -




Begutachinng der Klinik fir Forensische Psychisirie Nenstédt - Prof Dr. med. N, Leygraf -

- Die vcriauﬁge Unterbrmgung wemaﬁ § 126 a S{PC dient aus Junsﬁscher Sicht der S.LG}lﬁI"
stellong des welteren Verfahrens. Im Jargon der Mafregelkliniken wird dies oft damit

umschrieben, dass man fir diese Patienten .keinen Behandinngsanfirag™ habe. Dement-

sprechend gexing ist vielfach auch das tatsichliche ﬁzerapeuttsche Bemtthen um chase
Psfientengroppe, und d_les uber sinen Zettranm von zumeist 6 — 12 Monaten.

Dles erscheint noch am wenigsien problematisch bei perso:&znﬁkeltscestorten T"tem, da
hier zomsist keine akirfe Behandiungsnotwendigkelt gegeben z_s,*t3"4

BDeuthch ame:s sieht dies dagegen aus fir. Patienten mit ciner scblhcpﬁremn ?rkzanmm

die man vielfach such unter den resiziktiven Bedingungen der einstweiligen Unterbringumg - '
recht git behandeln katn. Ein reines Abwarten auf die Hauptverhandiung kommt hier

'~ zuwellen énrcha.as einer tmierlassenen Hilfeleistumg gleich. Denn zom éinen gitt ‘belcannt-
hc}z gerade auch fir Psychosekranke, dass die Bebandhmgschancen nmso besser sind, je
schneller 1md konsequenter dis Fricrankung behandelt wird. Und durch eine intensive

therapeutische Nutzumg der Zeit der sinstweiligen Unterbringumg kSnnte bei vielen Patien- - ‘
jen 7 Zeitpooki dex Hauptvczhandimv dis Behandlmg bereiis derart fortgeschritten . -

‘sein, dass eine tatsichliche Unterbringung in den Mafregelvollzug bzw. zumindest die

Vf)}lst'ecﬁmg einer spichen Mizfiregel michi mehr erfordertich ist.

Dem Trend zu vermehriem MaBregelvollzug ingbesondere auch bei sch:zophren erforank-
© ten Sivafistem lasst sich noch am chesien wihrend der Zeit dex vorisufigen Unterbringing
~ enigegenwirken. Die Vermeidung einer Unterbringung nach § 63 SiGB ist in der Regel

sehr viel einfacher zu errsichen als die spifere Ausselzomg einer solchen. Sobald eine

Unterbringung nach § 63 StGB ecfolgt ist; fithrt dies za einer Art Beweislastumkebie: Flir |

dis Anordnung einer Unterbringung ist der Nachweis erforderfich, dass von dem X Patienten
mit einer gewissen Wahrschelnlichkext J;weitere erhebliche Stafiaten 7 erwarten sind” (63
- SiGE). Eme bedmgte Enflassong setzi hingegen die Feststellmg voraos, dass ,.zu erwarten
ist, dass der Untergebrachte auBerhalh des Mafiregelvollzngs keine rcchtsmdngen Taten
mehr begehien wird” (§ 67d Abs. 2 SiGB). Diese Enﬂasmgsschweﬁe hegt Im Ubncﬁn

such denilich hither als die im § 67b Si3B genapnte Bedingung fiir eine primére Ausset-

zmg dér Mafregel zur Bewaﬁun Hier -wird nimlich mir gefordert, dass ,,besondere
Umsifzide die A:ﬁﬁahme vechtferfigen, dass der Zweck de;r Ma.ﬁrege} auch dadurch erreicht

werden Laml

Deshalb wire zn tberlegen, mnezhelb der bisherigen Stab_onen F,\fi 1 tnd FM 2 cine T ezf-
. storion zir infensiven Behandhung vorldufig untergebrachier Patienten Zu etablieren. Dies
setzt natfrlich sine entsprechend persongl- ond somit kostenintensive- Ausstaitong der
Stfion voraus, die sich aber langfiistig rechnen witrde. Dena wemn durch eine Infensivbe-
" handlung wahrend der vorlaufigen Unterbringung die nachfolgende Unterbringung pach §
§3 SiGRB vermieden werden kaon, fithrt dies pro Patient, bei dem man dies erveicht, beim

alduellen ia@essatz von 155
8 Jahren zu einer EinSpamng von ca. 450.000 Buo. Diss dixfie die Mehrkosten siner In—

- fem smbe@dhmg wm sin Vzeifa.cﬂes uberscmaﬂen.

34) Umcekehn formuliert Hegt hier jn ‘der Regel auch keine psychische V. erfassrmw vor, die
einem Vollzug von Untersachungshaﬁ enisecfsnsteheu Wurde o

"ﬂrﬂagei.(AFﬁ(e.V.M Bnr.ks,adlejﬁﬂm)

Furg wnd der aktueiien mittleren Pnflassverweildater ven ca. - -




Patick Ofiver Rithling cfo AMEOS - psychatrium ~ GRUPPE o
ENNg £ 23730 MNeudadt LLL -

eaenh o fTN 03—
An das .
Ministeriuse fiir Soziales & Gesundheit

rs. zHd.: Herrn Lidemann
Karolinenweg 1

1) - 24103 Landeshaupistadt Kiel :

Hhir Zelchen Unser Zelchan . Telefonpummer Deium
— sl 70703/pr-1 04561 / 611 - 5035 _1B.97.2807
Sehr geehrte Damen und _-Hérren, »l

sehr gechrter Herr Liidemann,
die Griinde warum wir Thnen heute schreiben sind foigende:

seit Jahren verschiechtert sich die Personaldecke in der Forensik. Wie man aus der
‘ragespolitik entnehmen kann, stehen immer weniger Gelder flir uns untergebrachten
Patienten im Massregelvollzug zur Verfigung. Auch gerade die vor kurzem
stattgefundene Privatisierung brachte keine ~positiven Verinderungen, da ein -
tnternehmen wie die AMEOS - GRUPPE in erster Linie kostengiinstig und Gewinn
orientiert wirtschaften "muss”, wie man allgemein weiss. ' '

Da das Massregelvollzugsgesetz Klar definiett,
»dase der Aufenthalt der untergebrachten Menschen moglichst kurz zu gestalten ist<,

méchten wir — die unterzeichnenden Patienten — mit- aller Deutlichkeit anf unsere
Situation aufmerksam machen. '

Warum?

Die Situation und die Zustinde fir dic Patienten werden ‘mit -jedem» Zugang
unzumutbarer und menschenunwiirdiger. Aufgnind der mangelnden Gelder und des
daraus resulticrenden Personalmangels kann der Massregelvolizug nicht so durch
zefithrt werden, wie wir uns das "lle" vorstellen. Die Problematik ist Ihnen im
Ministerium sicherlich bekannt, dennoch schen wir uns Patienten aufgrund der
»Unmdglichkeit« der Lebensbedingungen veraplasst diesen Brief zu schreiben.

a
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777 Wo ist das ausreichende Personal 777

Duarch die eingeengten “"Legebatterie- #hnlichen” Raumverhilinisse leiden wir
Patienten zusitzlich noch unter den langen und haufigen Einschlusszeiten,
hauptséchlich aufgrund von Personaimangel.

Weiter ist es aber auch so, das mindestens 4 - 6 Mal im Jabr die Personal-
Alarmanlage defekt ist und wir Patienten eingeschlossen werden miissen, auf unseren

sehr engen Zellen. -

Die Personaldecke ist so dinn, dass — WC!‘I_I{-‘ Patienten Ausfiihrungen bekommen
miissen (z.B. unter anderem durch einen "Notfall® zum Facharzt) — der Einschiuss
nicht nur droht, sondern unvermeidlich ist. _

Doch dies sind nicht unsere einzigen Einschiusszeiten, sondern auch zur Nacht ab
19.45Uhr wochentags bis zu meist 07.2Uhr und am ‘Wochenende bis 08.%Uhr, oft ist
am Wochenende dann auch wihrend der Mittagszeit Einschluss von 11.4Ubr bis
14.%9Uhr und immer wieder der Grund: PERSONALMANGELI!!

TFeilweise haben wir dani 14 Stunden und 30 Minuten Einschiuss.

Durch Mehrarbeit ist das Pflegepersonal bemiiht, die Mittagseinschlusszeiten so
geting wie moéglich zu halten, dadurch entstehen fiir djc Pflegekriifte viele

Uberstunden.

Stichpunkt: Wohnbedingungen fiir uns Untergebrachte
Ist- Zustand z.B. hier im Haus 6:

Urspriinglich waren in diesem Haus 8 Dreimannriume und 8 Einzelriume gedacht.
Zur Zeit befinden sich allerdings 37 Patienten in diesem Gebaude, es herrscht eine
Uberbelegung, auf den so wieso schon sehr engen Raumen. Nicht jeder Patient hai
seine Mobel in seiner Zelle, diese stehen dann in "Hauswirtschafistiumen” bzw. so
genannten Schmutzraumen. o

In verschiedenen Gerichturteilen, entschieden verschiedene Gerichte, das einem
Gefangenen mindestens 9 qm zur Verfiigung gestellt werden sollten. Giit dieses nicht
auch fiir uns Massregelvollzugs- Patienten? Dieses ist hier nicht realisiert, es hat eher
;ien Eindruck ciner "Legebatterie”, dadurch das 4 Untergebrachte auf ca. 19 gm
eben. :

Dieser unhaltbare Zustand verstirkt sich ca Anfang nichsten Jahres; da werden wir
in ein neugebautes Haus (8) verlegt, das fiir insgesamt 40 Patienten ausgelegt ist.
~Aufgrund von Umbaumassnahmen werden allerdings hier voritbergehend (mindestens
3 - 5 Jahre) 60 untergebrachte Menschen zusammen gepfercht, in den wesentlich
kleineren Raumen, da diese urspriinglich fiir eine oder zwei Person/en angedacht
worden sind. :

- j?‘." .
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In diesem Zusammenhang ist von Doppelstockbetten die Rede. Wie uns mitgeteilt
worden ist, im Rahmen unseres wochentlichen "Wochenauskiangs' soll diese

Massnahme mit dem Ministerium abgesprochen WOrden sein,

Dieser Umstand fihrt bei uns Patienten ,zu erheblichen Bedenken und
Befiirchtungen. Weiter hat dies auch schon im vorhinein zu gewaltigen Konflikten
und Angstzustiinde unter manchen Untergebrachten gefiihrt.

Da probeweise Etagenb.etten schon auf einigen Abieilungen aufgebaut worden sind,
wissen wir, was in "paher® Zukunft auf uns Patienten zukommt. Mit sehr hoher
Wahrscheinlichkeit sollen diese in der gesamien Forensik verbreitet werden; worden

sein, somit auch im weniger gesicherten Bcreich. :

Diese "vombergehende" Bmengung seit dber 12 Jahren unseres Lebensraumes,
versprach man uns in den letzten Jahren i immer wieder.

Und nichts ist diesbeziiglich besser geworden!

Die Hoffnung, laut MVollzG, auf Einzelunterbringungsriiume scheint wohl
widersinnig, die allerdings auch zur Forderung unserer Therapie beitragen konnte.

Wir beantragen daher einen Besuch in dieser Emnchtung bei uns Patientsn durch
sine Kommission des Ministeriums, wenn mdghchst mnt viclen Patienten des
geschlossenen Berciches.

Far nun diesbeziiglich entstandene Fragen, stehen wir Thnen gerne zur Verfigung

und verbleiben, in soweit; -

mit freundlichen Griissen
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Auch gersds die vor kurzem sigiigefundsne Privsfisisrung brachle keine

positiven Ver@nderungsan, sogar sher in Gegentell!

¥ir Pezlenten sehen uns daher dezu veranlasst aufgrund der »Unméglichkeit«

wge!

der Laebsnebedinouncen ésése*z 2rief 7 schratbern.
¥
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Durch dic Zusammenpferchung wie Olsardinen in der Bichse ahnlichen
Hag ’?ﬁ’ifi-ézﬁﬁi&h‘!gs@ {20 gm zumsist bis zu 4 Menn), lsiden wir Palienten

heupisichlich unter den langen ua d hiufigen Einschiuszraiten, haugtsicehlich
sufgrund von Personsimangel, ' :

Die Personaldecke ist so dinn, dass — wenn P&’sé@gﬁ:&?ﬁ_' Ausfihrungsn
peltommen missen =.B. umer andoram durch binen “Nofal® zu ciivem
Facharzt — das der Eif‘ascéeias g néicht nur droht, sondern unvermeindlich ist.

in der Macht von 1845 Ulw bis zum néchsten Morgen 08.5¢ Uhr sind unsere .
*éws??n,mheﬁ ﬁsu?:ﬁsww,wﬂ goch 7 mﬁasf: int a’r& Wooh u?'sf}ﬂ;ﬁﬂ "‘sée &8 0T

I\

Teilweiss mbefa wir dant &n sinem Tag bis zu 4 Shunden und 30 Minuten

Emse;:a huiss:
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Durch Mehrarbeit ist dos Pllegeparsond! bemaht, ezm_ﬁ%éﬁ;tags imschiusszellen ~
ZU

so gering wie mogiich zu halien, dadurch emisizhen £ die Pllegekrafie visle

Uberstundern.

Diese haben aber keum die MOgH z:bre gicse Mengen an Obsrschiasiger

len foigenden Zajlen, mécohte ich thnen dis Eirschiusezeiien nennen die

sich in dicsam Monzt, angesammait haben.

01.08.2007 Samsiag

YO 115 Uhr  bis 14.9% Uhy

02.08.2607 Sonniag ‘ bis 88.22 Uhr
YOR it URr bis 14,00 Uhy

CB.08.2C07 Samsiag b 8.2 Lhr
Eje] 115 Uy bin 14,50 Ul

05.09.2007 Sconrteg bis - 030 Uy
o 15 Uy bis 14,90 Uhr

19.08.2007 Montag VI 1620 Uhr bis 1700 Uhy
YO i3 Uhr  bis Te2en Uhy

15 37 Samstsg Lim g8
ity 114 Uhr  bis 1407 Uhe

18.02.2007 Sonniag : - big 2852 Unr
VML 1S U bis 14.20 Uhr

22.02.2007 Samsiag - Sis 23,80 LUhr
Yo 11 Uhr bis 14.72 Uy

23.08.2007 Sonrdag Big £8.5¢ Uhr
‘ VG iU hbis 14,90 Lihy
25.02.2067 Dianstag Vo S2¢ Uhr  bis 19.%¢ Uhr
25.08.2007 Samstag ' : bis 08.°¢ Uhr
e 44 On i | LG A wse

W TE R T X3 = H LS H

VO 1550 Uhr  bis ‘?%5,"5 Lhr

YOI i7.°¢ Uhr  bis 17.% Uhr

YN 183 Unhr  bis 19.%5 Uhr
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Weiter fall uns Patienien auf, das fr die Plegekrifie dle Tr 8ngers feit
erkrankt sind,, oder in den Ruhesiand gegangen sind, das zu meist kein
Ersaizpersonal an der gleichen Sialle singeseizt wind. .
ich mibchie 8ie bitten diese Beschwerde nach § 81 MVSIzG. BH, =ais
Verwallungsvorverfaliven anzuerkennen und michlz Sis dahser bitten, dis
Rechiméssigkell und Zwecksmassigke® der Massnahme zu prifen und einen
Beschwerdebascheid zu erlellen.

M vorzdglichey !-imchac%%mﬁéi |
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‘|. Prof Dr. med. Norbert Leygraf

- VirchowstraBs 174 45147 Essen

~ Prof. Dr. med. Norbert Leygraf

_‘@Qéﬁﬁﬁéﬁ@@ zur Sit -
{imik ﬁ‘é%gf%‘@%m%gﬂ@@ ?@@%ﬁ@@ﬁ@
Neustadt

Telefon: 0201 7227 101 .
Faxz 0201 7227 105 -

Institut fiir Forbnsische Psyoliiatrie ) - d
' - eMaik: Norbert Leygrafi@uni-essen.de

' bildung fiir ihre spezielle Tatigkeit von ebenso hoher Bed

7.1 Personalbemessung:

Wann eine Emnchtung fiber ”gez;ﬁg“ -thérépétxtisches Personal verfligt, lasst sich in dieser-
Allgemeinheit nicht feststsllén, sondern ist abhingig vom jeweiligen therapewtischen

. Gesamikonzept. Neben der Gesamizahl an Mitarbeitern ist deren Qualifikation vnd Aus-

eutimg wie ihre Motivation md
ikr Selbstverstandis. o I -

Fiir die A}lgémeiﬁpsj%chiaﬁie ist die ,.Psychiatrie-Personalverordnung™ (Psych-FV) durch -
Verordmmg der Brndesregiertmg im Januar 1991 in Kraft getreten (Kunze . Kaltenbach
2002). Zwar ist dic Bemessungsgrundlage der Psych-PV in vielen Bereichen nie volisiZn-

Filxp 4 ( AK e.V. ar Drucksache 16/140 )




Begutachtung der Kiinik fir Forensische Psychiatrie Neustadt' - Prof. Dr. med. N. Leygraf =

dig in.die Pflegesitee ﬁb.émbmmén worden (aucﬁ a:zxfgrund der Deckelmg_sphase, im.Ge-
sundheitsstrakiurgesetz). Dennoch hat sie vielerorts zu einer deutlichen Verbesserung der
Personalstandards gefiihrt. Der pach der gleichen Systematik vom ,.Arbeitskreis Forensi-

_sche Psychiatrie® eraibeitetén _Psych-PV/Forensik™ (Schumann 1993) wurde zwar von der -
Bundesdirektorenkonferenz und der Bundesarbeitsgemeinschaft der Tréger psychiattischer

Krankephiuser (BAG) zugestimmt; sie _m;fde in-dep, meisten Bundeslindern vop den
Kostentragern jedoch nicht anerkannt. - : . :

Die Wirtschafispritfungsgesellschaft Ernst & Young GmbH hat im Auftrag der Landesre- .
glerung in den Jahren 1995/1996 eine umfassende Organisationsumtersuchung des MaRre-
gelvollzuges in Nordrhein-Westfalen durchgefiibrt, die u.a. eine Grumndlage fiir die Per-
sonalbemessung ermiitelt hat. Das von Emst & Young ermittelie Personalbemessungskon-
zept”, das insgesamt deutlich niedriger Hegt als die entsprechenden Vorgaben der Psych-
PV/Forensik’, orientierte sich im wesentlichen an der. forensikspezifischen Personalver- |
ordnung des Landes Baden-Wiiritemberg. Der sich hieraus fiir Netstadt errechnende Per-
sonalschlfissel ist in Tab. 3 aufgelistet. - - .

Ein Vergleich der in ’I‘ab._r 3 erfolgien Stellenberechnung mit dem aktucllen Tst-Bestand

-(vgl. Kapitel 4.1.3) ergibt fir alle Berufsgruppen in Neustadt ein klares Defizit, wemm atich

etwas unterschiedlichen AusmaBes. Eine solchs Berechinung kann anch nur die Grundlage
darstellen fir darauf aufbauende kiinikinterne Uberlegungen hinsichtlich des konkreten

Personalbedarfs in Abhingigkeit von weiteren konzeptuellen Planungen. Legt man dén -

Ergotherapeuten bendtigt, aber anch weniger Pflegepersonal, da es dann mehr Zejten gibt,

' Behandlungsschﬁrerpunkt meht auf die Arbeits- und Beschiftigungstherapie, werden mehr

in denen die Stationen weitesigehend leer sind. Legt man kiinflig den Behandlungsschwer- .~
purikt mehr auf Sozio- und Milieutherapie, wird dagegen mehr (entsprechend motiviertes
. und fortgebildetes) Pflegepersonal und weniger Ergotherapeuten gebraucht. Auch wire die -

Klinik aktuell sicher mit der Integration von 14,5 Sozialarbeitern/-padagogen iiberford
weil fiir diese im derzeitigen Klinikbetrieb kaum Arbeitsfelde_r bestiinden. -

Insofern mouss jedes Pgréenéibemessmgskonzept-einc géwiése Austauschbarkeit der Stel-
len vorsehen und jeglicher Vermehrung von Personalstellen muss die Frage. vorausgehen,

- fiir welche Aunfgaben man dieses Mitatheiter, wenn man Sif_-: denn bekomint, tatsiichlich
- einzusetzen beabsichfigt. o . : o

Die dissozialen Handlungsweisen von Patienten des MaBregelyo]lzages basieren oft dar-

auf, dass sie wahrend ihres. Sozialisationsprozesses zu wenig menschliche Zuwendung
erfahren haben und dementsprechend in hrer Bg:ziehungsféhigkeif erheblich gestort sind

(Miller-Isberner und Gretenkord 1994). Vielleicht der wesentlichste Aspekt der Mafirege- .

behandlung liegt darin, diese. Zuwendung anzubieten. Dies ,Basistherapie™ kann mur
durch Menschen erfolgen, die nicht tiberlastet und Gberfordert sind, die sich sicher fithlen
und sich mit jhrer Anfgabe identifizieren. Dies lasst sich zwar durch eine zahlenméBig

32) Vel Emst & Young (1996) Untersuchung des MaBregelvollzngs in Nordrhein-Westfalen.
Kuzzﬁssung wesentlicher Ergebnisse. S. 38 1f o . i




§ 143 GroBe und Gestaltung der Anstalten. (1)1 justizvollzogsanstalten
sind so %0 gestalten, daB eine aufg ‘die Bediirfbisse des einzelnen abgestelite Be-
handbung pewihdestet st
(2)» Die Vollzugsanstalten sind so zu ghiedern, daB die Gefangenen in
iiberschaubaren Berreuungs- wnd Behandlungsgruppen usammengefaBt wer-
den kbnuen.
(3) Dic fir soraltherapeutische Angtalten und fiir Justizvollzugsansialten fiir
Fraten vorgeschene Belegung solf zweihundert Plitze nicht fibetsteigen,

§ 144 GroBe und Ausgestalivmg der Réume, (1) 'Riume flir den Auf-
Shthale whhrend der Ruhe- und Freizeit sowie Gemeinschafts- vnd Besuchs-
fiume sind wohnlich oder sonst ihrem Zweck entsprechend miszugestalten.

28ie miissen hinreichend Luftinhalt haben und fir eine gesunde Lebensfith-
mung susreichend mit Heizong und Litfiung, Boden- un Fensterflicke ans-
gestagtet sein. :

(2) Das Bundesministerium der Justiz wird crwichtigt, mit Zuostimmung
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Niheres iber den Luflinhaly, die
Liifrung, die Boden- und Fensterfliche sowie die Heizung und Einrichiung
der Riume zu bestimmen.

§ 185 Festsetmung deor Belegungsfhigheit. ! Die Aufsichtsbehbrde seizt
die Belepunesfibigheir fir jede Anstalt so fest, doff eine angemessenc Unter-
bringong withrend der Ruhezeit (§ 18) gewihrlelstet ist. 2Dabet ist zu be-
riicksichtigen, daB eine ausreichende Anzahl von Plitzen Hir Arbeir, Ausbil-
dung und Weiterhildung sowie von Riumen fiir Seclsorge, Preizeit, Sport,
sherapentische MaBrshmen und Besache zur Verfligung steht. B

§ 146 Verbot dor Uberbelegung. (1) Hafiriume déirfen niche mit mehr
Personen ab zugelassen belegt werden.

{2} Ausmahmen hiervon sind nur vortibergebend und mur mit Zustimmung
der Aufichishehdrde zulissig.

Bnlage 5 ( ARX e.V. zur Drucksache 16/1440 }




Verpand bayerischer HBezrke

23.

24.

25.

26.

27.

28.

Zurm Mafregelvolizug

Das von der Bayerischen Staatsregierung aufgelegle Bau- und
Sicherheltsprogramm v die Einrichiungen des
Maftregeivolizugs ist zefinaf umzuseizen und entsprechend den
Redarf weiterzuentwickein.

Unabdingbare Vorausseizungen ilr eine gualifizierie Behandiung
vonr Patienten im MaRregelvoilzug ist eine angemessene
parsonalaussiattung. Die Entwicklung sines
Personalbemessungskonzeptes fiir den Malregelvollzug ist dring-

lich,

Fir MaBregelvolizugspatienten, die therapsutisch nicht
nesinflusst werden kénnen, sind Lésungsmégiichkeiten zur
baldigen Entlastung der Mafiregeivollzugseinrichiungen zu
entwickeln. ihre Unierbringung in den forensischen Abtallungen
der Fachicankenhauser for Psychiatrie ist weder aus
radizinischen noch aus wirtschaflichen Grinden variretbar.
Fiir Sexualsiraftaier, die nicht ohne Gefahr for die Beviikerung

sus dem Strafvolizug entlassen werden kénnen, sind Losungen

auRerhatb der Pavehiatrie unabdingbar.

Die ambulante Sicherungsnachsorge zur Wiedereingliederung
der MaRregelvollzugspatienten in die Geselischaft im Rahimen gder
ambulani-komplemenigren Versorgungssirukiuren cer
Alilgemeinpsychiairie ist zeitnah in alien Versorgungsregionen auf-
und auszubauen.

Bei weiterer Zunahme der Belegungszahlen sind zur Entlasiung
bestehender Makregelvolizugssinrichiungen enisprechend
dem regionalen Bedar zuséiziiche _
MaRregelvolizugseinrichiungsn in der Tragerschafi der Sazirks an
anderen Standorien zu schaffen. Regionale Versorgungssysteme
sind auch in der forensischen Psychiattie wichiig fir eine
sriolgreiche und ristkomindernde Wie-dersingliederung.

Die Forschung in der forensischen Psychiatrie ist dringend zu
verstarken. Dies gilt insbesondere fur die Prognoseforschung und
fiir die Entwickiung von Therapieverfanren zur Besinflussung von
Persénlichkeitssidrungen und sexuslien Praferenzstdrungen.

Die Einfihrung einer besonderen Gualifizierung in forensischer
Psychiatrie und der forensischen Begutachiung im Sinne gines
Schwerpunkiss innerhaib des
psychiairischipsychoiherapeutischen Fachgebistes wird
unierstitizt. ‘
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